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Das Jahr 1990 wird möglicherweise als ein Höhepunkt traditioneller Gipfeldiplo-
matie in die Geschichte eingehen. Ob multi- oder bilateral, 1990 war ein Jahr der
Staats- und Regierungschefs. Mit vier Treffen in einem Jahr setzte auch der
Europäische Rat neue Maßstäbe. Kritische Stimmen stellten dennoch die Frage,
ob die "westeuropäische Konferenzroutine" den Anforderungen der Zeit wirklich
angemessen sei2. Hatte sich der Europäische Rat seit der Verabschiedung des
Delors-Paketes im Februar 1988 weitgehend aus dem politischen Tagesgeschäft
der EG zurückgezogen und sich bis zum Straßburger Gipfel im Dezember 1989
mit der Einberufung der Regierungskonferenz zur Wirtschafts- und Währungs-
union und der Verabschiedung der "Sozialcharta" spektakulärer Aktionen enthal-
ten, so fand die Periode der Enthaltsamkeit 1990 ein — eher aufgezwungenes —
Ende. Hierbei offenbarten sich sowohl die strukturellen und politischen Schwä-
chen des Integrationswerkes als auch der mittlerweile erreichte Stand der "Ge-
meinschaftsbildung" : Von der Ausübung praktischer Solidarität (bei der Einglie-
derung der fünf neuen Länder in die EG) über Verständigungsschwierigkeiten
(hinsichtlich der Prioritäten der Tagesordnung oder den erzielten Ergebnissen) bis
hin zur Entscheidungsunfähigkeit (bei den GATT-Verhandlungen) demonstrierte
der Europäische Rat fast sämtliche Facetten der EG aufs Vorzüglichste.

Die Gemeinschaftsdossiers

Wenn noch bis Mitte des Jahres 1990 mit gutem Recht behauptet werden konnte,
daß sich der Europäische Rat erfreulicherweise von der Behandlung "echter"
Gemeinschaftsdossiers zurückgezogen habe , so wurde 1990 erneut ersichtlich,
daß der EG ein mit höchster politischer Autorität ausgestattetes Entscheidungs-
organ fehlt. Die "Abarbeitung" des Binnenmarktprogramms lief zwar zügig weiter
und bedurfte — außer einer Ermunterung zur Fortsetzung der Arbeiten und der
Aufforderung, die Umsetzung der "sozialen Dimension" des Binnenmarktes
voranzutreiben und in Teilaspekten des Binnenmarktprogramms zügiger voranzu-
kommen — keines Eingriffs des Europäischen Rates. Wie schon so oft in der
Gemeinschaftsgeschichte war es aber der Agrarsektor, der die Gemeinschafts-
organe und später auch die Staats- und Regierungschefs überforderte.

Nachdem Mitte September 1990 der für die EG-Agrarpolitik zuständige Kom-
missar Ray MacSharry während eines informellen Treffens der Landwirtschafts-
minister der EG, Kanadas, der USA und Japans unerwartet ein Angebot zur
30%igen Reduzierung der gesamten Stützung der EG-Landwirtschaft im Rahmen
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der Uruguay-Runde des GATT vorgelegt hatte, setzten hektische Verhandlungen
ein. Weder der Agrar- noch der Außen- oder der Handelsministerrat waren dazu
in der Lage, sich auf der Grundlage eines entsprechenden Kommissionsvorschlags
auf eine von den Handelspartnern sogar als unzureichend empfundene Reduzie-
rung der Agrarsubventionen zu einigen5. Das leidige Agrardossier wurde schließ-
lich dem Sondertreffen des Europäischen Rates in Rom im Oktober aufgelastet
und führte hier zu einer heftigen Auseinandersetzung zwischen Margaret
Thatcher und ihren Kollegen. Nicht grundlos warf die — zu der Zeit noch amtie-
rende — britische Premierministerin dem Europäischen Rat vor, in einem "ver-
nebelten Kuckucksland" zu leben und die Weichen für große Zukunftspläne zu
stellen, ohne die anstehenden Probleme bewältigen zu können . Schon im Vorfeld
des Gipfels hatte Kanzler Kohl in einem Gespräch mit Kommissionspräsident
Delors seine Ablehnung der Kommissionsvorschläge ausgedrückt und in unbe-
dachter Art das Agrardossier mit Fortschritten in der Weiterentwicklung der EG
verknüpft7. Auf dem Gipfel selber lehnte Ratspräsident Andreotti das Ersuchen
Frau Thatchers ab, das Dossier ganz oben auf die Agenda zu setzen. Obwohl kurz
nach dem ersten Gipfel in Rom dennoch im Ministerrat eine Mehrheit für das
GATT-Angebot der EG-Kommission gefunden werden konnte, mußte sich der
Europäische Rat auch auf dem regulären Gipfel im Dezember mit der Agrarfrage
befassen, da Anfang Dezember die GATT-Verhandlungen abgebrochen worden
waren und offensichtlich nur noch ein Einlenken der Staats- und Regierungschefs
in der Agrarfrage die Uruguay-Runde wieder in Fahrt bringen konnte. Zu einem
solchen Einlenken waren diese zwar nicht bereit, alles spricht indes dafür, daß sie
sich auch weiterhin mit dem Agrardossier werden bemühen müssen.

Weiterentwicklung der Gemeinschaft

Ganz im Sinne der in der "Feierlichen Deklaration zur Europäischen Union" in
Stuttgart 1983 niedergelegten Leitlinien zur Rolle des Europäischen Rates sahen
die Staats- und Regierungschefs ihre vordringliche Aufgabe 1990 darin, die
Regierungskonferenzen zur Politischen Union und zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU) auf den Weg zu bringen. Die Konferenz zur Politischen
Union wurde erst vom regulären Gipfeltreffen im Juni in Dublin beschlossen,
nachdem von März bis April 1990 eine Phase der Anregungen und Sondierungen
auf der Grundlage eines belgischen Memorandums zur "institutionellen Reform"
sowie der Kohl-Mitterrand-Initiative zur "Politischen Union" begonnen hatte,
denen sich positive Äußerungen anderer Regierungen anschlössen , und die
schließlich auf dem zunächst als "Deutschlandgipfel" geplanten Sondertreffen in
Dublin im April dazu führten, daß die Außenminister mit der Prüfung und
Analyse der Notwendigkeit möglicher Vertragsänderungen beauftragt wurden9.
Weder eine Sondersitzung des Coreper am 11. Mai noch ein informelles Außen-
ministertreffen am 19. Mai im irischen Parknasilla ließen jedoch eine klare
Richtung erkennen , so daß den Staats- und Regierungschefs in Dublin (II)
lediglich ein loser Fragenkatalog von großer Bandbreite vorlag11. Die von den
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Außenministern aufgestellte "etwas-für-jeden-Agenda"12 der schließlich auf den
15. Dezember 1990 einberufenen Konferenz zur Politischen Union fand daher
sogar die einstimmige Billigung des Europäischen Rates, da sich die britische
Regierungschefin eines letztlich sinnlosen Vetos enthielt.

Die eigentliche Vorbereitung der beiden Regierungskonferenzen blieb nach
dem schon frühzeitig angekündigten Plan der italienischen Präsidentschaft des
zweiten Halbjahres 1990 dem zu diesem Zweck einberufen Sondergipfel im
Oktober 1990 vorbehalten13. Intensivere Erörterungen hinsichtlich des möglichen
Inhalts der Regierungskonferenz zur Politischen Union, so vor allem, angeheizt
durch die Golf-Krise, über die Notwendigkeit und die Reichweite einer "Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik", kamen folglich auch erst kurz vor dem
Gipfeltreffen in Rom auf14 — ebenso wie die ersten deutlichen Differenzen
zwischen den Mitgliedstaaten . Dem Gipfel selber gelang es daher nur ansatz-
weise, ein politisches Zeichen zu setzen: Die Schlußfolgerungen des italienischen
Vorsitzes benennen zwar die wichtigsten Zielsetzungen beider Konferenzen, die
jedoch nur unter Vorbehalt seitens Großbritanniens festgehalten werden konn-
ten . Entscheidungen konnten nur in bezug auf die Gestaltung der Konferenzen
(so zur Abhaltung regelmäßiger interinstitutioneller Tagungen zur Einbeziehung
des Europäischen Parlaments) und in bezug auf den Beginn der zweiten Stufe der
WWU am 1. Januar 1994 getroffen werden. Letztere Entscheidung wurde dann
auch als das große Ergebnis des Gipfels gefeiert bzw. in Großbritannien kriti-
siert , bevor sich herausstellen sollte, daß die viel wesentlichere Frage nach den
Inhalten und Voraussetzungen des Übergangs die Mitgliedstaaten spaltete18.

Erst dem Europäischen Rat von Rom im Dezember, der beide Regierungskon-
ferenz formal eröffnete, lag neben einigen anderen Papieren ein umfassender,
präziserer Katalog von Fragen zur Politischen Union vor, den die italienische
Präsidentschaft nach einem vorbereitenden Außenministertreffen am 4. Dezember
aufgestellt hatte. Einige Mitgliedstaaten hatten aber bereits vor dem Gipfel
kritisiert, daß die von der Präsidentschaft gezogenen Schlußfolgerungen des
Außenministertreffens ein verzerrtes Bild der Diskussionen abgaben . Trotz
erheblicher Differenzen auf dem Gipfel gelang es schließlich, auf der Grundlage
des italienischen Papiers die Aspekte und Fragen festzuhalten, denen die Kon-
ferenz zur Politischen Union eine besondere Beachtung schenken soll: Demokrati-
sche Legitimität, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Europabürgerschaft,
Ausweitung sowie Verstärkung der Tätigkeit der Gemeinschaft, Effizienz der
Union20. Die Einigkeit der Staats- und Regierungschefs in bezug auf den Auftrag
an die Konferenz und auf bestimmte Kriterien (Legitimität, Effizienz, Effektivi-
tät), erleichtert durch den neuen britischen Premierminister, verdeckte allerdings
die erheblichen Auseinandersetzungen auf dem Gipfel selber, die sich nicht
zuletzt um die künftige Rolle des Europäischen Rates vor allem in der angestreb-
ten Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik entfachten . In Hinsicht auf die
WWU zögerte Kommissionspräsident Delors angesichts des anhaltenden briti-
schen Widerstandes gegen eine europäische Einheitswährung und dem Gegenvor-
schlag eines "harten ECU" auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Rats-
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Präsident Andreotti nicht, eine "politische Krise" anzudrohen, wenn dies erforder-
lich werde22. Beiden Regierungskonferenzen steht, trotz eines weitreichenden
Mandats des Europäischen Rates, harte Arbeit und zähes Ringen bevor.

Ost- und Gesamteuropa

Die Entwicklung gemeinsamer und gemeinschaftlicher Ansätze zur Gestaltung
einer neuen europäischen Architektur stand 1990 ganz oben auf der politischen
Tagesordnung auch des Europäischen Rates. So nahm selbst das Thema der
deutschen Vereinigung nur noch einen nachgeordneten Rang ein: Nachdem schon
im Vorfeld des ersten Gipfeltreffens von Dublin eine deutliche Klimaverbesserung
eingetreten war23, wurden in Dublin II die verbliebenen Differenzen zwischen der
Bundesrepublik und ihren Partnern aus dem Weg geräumt und die zur "Europäi-
sierung" des Einigungsprozesses anstehenden Verfahrensschritte (wie Übergangs-
regelungen, Beteiligung der EG-Organe, Eingliederung ohne Vertragsänderungen)
in ihren wesentlichen Konturen festgelegt: Selbst die vorher größten Kritiker des
als nicht abgestimmt empfundenen deutschen Vorgehens hatten nach den Volks-
kammerwahlen im März 1990 das deutsche "Dossier" hinsichtlich der Grundsatz-
frage der Vereinigung weitgehend abgehakt. In der Tat war auf dem Gipfel vor
allem von Premierministerin Thatcher und Ministerpräsident Andreotti zu ver-
nehmen, die "weit größere Herausforderung" für die Gemeinschaft stellten die
Reformstaaten Osteuropas dar, die sicher mit "Nervosität und unguten Gefühlen"
auf eine einseitige Beschäftigung mit der deutschen Frage reagieren würden24.

So standen auf den Gipfeltreffen 1990 schließlich von Beginn an stärker die
gesamteuropäischen Perspektiven im Rahmen des KSZE-Prozesses, die Unter-
stützung für die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas sowie der "Sonderfall
Sowjetunion" auf der Tagesordnung des Europäischen Rates; politisch relevante
Differenzen allerdings bestanden nur in bezug auf die Sowjetunion. Die Funktion
der KSZE als Rahmen für die Herstellung gesamteuropäischer Stabilitäts- und
Sicherheitsstrukturen sowie der Zusammenarbeit in Bereichen wie Wirtschaft und
Umwelt und das Ziel einer "ausgewogenen Entwicklung" der KSZE war bereits in
einer EPZ-Erklärung vom 20. Februar festgehalten worden und wurde vom
Europäischen Rat bekräftigt . Als wegweisende Initiativen des Europäischen
Rates können dagegen der Vorschlag zur Abhaltung einer KSZE-Gipfelkonferenz
zu den Fundamenten einer "neuen europäischen Architektur" gelten, die zunächst
im April in Dublin I unterbreitet und dann in Dublin II nach vorherigen Kon-
sultationen mit den anderen KSZE-Staaten hinsichtlich des Zeitpunkts (Novem-
ber, Paris) präzisiert wurde; außerdem das Ziel, auf diesem Gipfeltreffen gleich-
zeitig neue institutionelle Regelungen des KSZE-Prozesses zu prüfen. Der Erfolg
des Pariser Gipfeltreffens im November 1990 sollte die Bemühungen des Europäi-
schen Rates, den KSZE-Prozeß zum zentralen Rahmen gesamteuropäischer
Zusammenarbeit werden zu lassen, rechtfertigen.

Bezüglich der Staaten Mittel- und Osteuropas überließen die Staats- und
Regierungschefs die wesentlichen Initiativen den Gemeinschaftsorganen und
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erklärten sich mit deren Ansatz einverstanden, rasch den Schritt von Handels-
und Kooperationsabkommen zu weitergehenden und gar "neuartigen" Assoziie-
rungsabkommen (den sogenannten "Europa-Abkommen") zu vollziehen, sie in die
Regelungen mehrerer EG-Programme einzubeziehen und außerdem spezifische
Gemeinschaftsprogramme für diese Staaten zu entwickeln26. Dabei wurde die
Grundsatzentscheidung in Dublin I zum Abschluß "europäischer" Assoziierungs-
abkommen als deutliches Zeichen der EG zur Akzeptanz ihrer "gesamteuropäi-
schen" Verantwortung gegenüber den früheren Ostblockstaaten verstanden.
Einigkeit bestand zwischen den Staats- und Regierungschefs der EG auch darin,
daß die Assoziierungsabkommen keinen Anspruch auf einen späteren Beitritt zur
EG enthalten würden. Wenn die politische Stabilität der auf dem Weg zur Demo-
kratie befindlichen Staaten zwar noch mit einiger Skepsis beurteilt und hierbei
der Erfolg der Wirtschaftsreformen eine besondere Betonung erhielt, so herrschte
dennoch eine optimistische Grundeinstellung vor. Deutlich vorsichtiger beurteilten
die EG-Organe und mit ihnen der Europäische Rat die politische und wirtschaft-
liche Situation in der Sowjetunion. Der zweite Dublin-Gipfel erteilte deshalb der
Kommission ein Mandat, in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen die
sowjetische Regierung mit Blick auf die Ausarbeitung von Vorschlägen für kurz-
fristige Kredite und einer Unterstützung der Strukturreform auf längere Sicht zu
kontaktieren. Innerhalb des Europäischen Rates war dabei Übereinstimmung
darüber zu verzeichnen, besonders im Falle der Sowjetunion die Effizienz des
Mitteleinsatzes genau zu überprüfen. Da die Kommission ihren Bericht erst dem
Dezembergipfel in Rom vorlegte, fiel erst Ende 1990 eine in Anbetracht der
Vorschläge der Kommission27 halbherzige Entscheidung: Neben einer sofortigen
Nahrungsmittelhilfe sowie technischer Assistenz in einigen Bereichen wurde in
bezug auf die längerfristigen Wirtschaftsbeziehungen erneut die Kommission
beauftragt, die Instrumente und den Rahmen einer wirksamen Zusammenarbeit
auszuarbeiten ; die wesentliche Entscheidung wurde mithin vertagt.

Golf-Krise und mittlerer Osten

Der Überfall des Irak auf Kuwait am 2. August 1990 traf die EG und ihre Mit-
gliedstaaten ebenso unerwartet wie die übrige Welt. Der reguläre Europäische
Rat in Dublin Ende Juni beschränkte sich, obwohl der irakische Diktator schon
Drohungen gegen das Nachbarland ausgesprochen hatte, auf eine Erklärung zum
Problem des mittleren Ostens (Anhang V der Schlußfolgerungen), die eine
Bestätigung des "acquis" zum israelisch-arabischen Konflikt brachte. Die üblichen
Themen (wie auch Südafrika im Zeichen der Reformpolitik) beherrschten die
außereuropäischen politischen Erklärungen der Staats- und Regierungschefs.

Dem Sondergipfel in Rom Ende Oktober 1990 waren zwar bereits eine Viel-
zahl an den Irak gerichtete diplomatische und wirtschaftliche Schritte EG-Euro-
pas vorausgegangen , die Initiative war aber den Vereinigten Staaten und unter
ihrer Führung den Vereinten Nationen überlassen worden. Dem Europäischen
Rat in Rom blieb daher kein Raum, eigene Akzente zu setzen. Ohne das bei der
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Diskussion politischer Grundsatzbeschlüsse durch den Europäischen Rat sonst
übliche diplomatische Gerangel im Vorfeld eines Gipfeltreffens konnte eine
Erklärung zur Golf-Krise (Anlage II der Schlußfolgerungen des Vorsitzes) ver-
abschiedet werden, die millimetergenau im Rahmen der bereits vorliegenden
Resolutionen des UN-Sicherheitsrates blieb. Nur eine einzige Passage dieser Er-
klärung verdient Aufmerksamkeit, da sie ein bezeichnendes Licht auf den in
Krisensituationen verfolgten Grad der Gemeinsamkeit wirft, sobald es um mehr
als "symbolische Politik" geht: Die Staats- und Regierungschefs bekräftigten in
dieser Passage "ihre Entschlossenheit, keine Vertreter ihrer Regierungen in
welcher Eigenschaft auch immer zu Verhandlungen mit dem Irak über die Freilas-
sung ausländischer Geiseln zu entsenden". Ihre Entschlossenheit wurde anschlie-
ßend dadurch in die Praxis umgesetzt, daß statt Regierungsvertretern verdiente
"eider statesman" in "Privatmissionen" dem irakischen Diktator ihre Aufwartung
machten. Auf dem regulären Treffen des Europäischen Rates im Dezember
konnten die Staats- und Regierungschefs dann "mit Erleichterung" die Entschei-
dung des Iraks zur Kenntnis nehmen, alle ausländischen Geiseln freizulassen31.

Hatte es der Europäische Rat bis Ende 1990 nicht geschafft, einen eigenen
Beitrag zur Lösung der Golf-Krise zu liefern und über die ohnehin schon im
Rahmen der EPZ beschlossene Befolgung der Resolutionen des UN-Sicherheits-
rates hinausgehende Gemeinsamkeiten der Mitgliedstaaten herzustellen, so
zeugten die Reaktionen auf den Ausbruch des Krieges und die in letzter Minute
auf maßgebliches Betreiben des französischen Staatspräsidenten unternommenen
"europäischen" Friedenbemühungen davon, daß von einem Versagen des Europäi-
schen Rates angesichts der Golf-Krise gesprochen werden kann. Um gerade
diesem Eindruck wenigstens teilweise entgegenzuwirken, wurde auf erneutes
Betreiben Frankreichs von der luxemburgischen EG-Präsidentschaft ein informel-
ler Sondergipfel als "Nachlese" zur Golf-Krise und zur Erörterung der künftigen
Rolle der EG in der Region für den 8. April 1991 nach Luxemburg einberufen32.
Das Treffen der Staats- und Regierungschefs in Schloß Senningen endete dann
als "Kurdengipfel": Weil sich weder über die außenpolitischen noch die inneren
Folgen des Golf-Krieges eine Verständigung erzielen ließ, fand der Europäische
Rat sein Heil in dem von Premierminister Major angeregten Vorschlag zur
Einrichtung einer "kurdischen Enklave" im nördlichen Irak unter dem Schutz der
Golf-Alliierten sowie zur großzügigen Finanzhilfe für die Kurden. Die Einigkeit
in Hinsicht auf die Kurdenfrage bestimmte folglich auch die Pressekonferenzen
der Teilnehmer . Offen blieb dabei die eigentlich wesentliche Frage, welche Kon-
sequenzen die EG-Europäer aus ihrer Hilflosigkeit den Ereignissen am Golf
gegenüber für die außenpolitische Zusammenarbeit zu ziehen hätten.

Der Europäische Rat verliert seine "Unschuld"

Wenn die Autoren der Einheitlichen Europäischen Akte noch dazu in der Lage
waren, sogar im Rahmen des EPZ-Vertrages einer genaueren Definition der
Rolle des Europäischen Rates aus dem Wege zu gehen, deutet sich jetzt im
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Rahmen der Verhandlungen zur Wirtschafts- und Währungs- sowie zur Politi-
schen Union an, daß der Europäische Rat seine gemeinschaftsrechtliche "Un-
schuld" schließlich einbüßen könnte: Fast alle von der Kommission und den
Mitgliedstaaten den Regierungskonferenzen vorgelegten Memoranden und
ausgearbeiteten Vertragstexte sehen eine hervorgehobene Stellung des Europäi-
schen Rates vor. Die Staats- und Regierungschefs selber beauftragten zudem die
Konferenz, zu prüfen, "ob die Entwicklung der Gemeinschaft zu einer Europäi-
schen Union die Stärkung dieser Rolle erforderlicht macht"34.

Dies betrifft zunächst die Definition "gemeinsamer Interessengebiete" bzw.
gemeinsamer Orientierungen in der Außen- bzw. Sicherheitspolitik, deren Umset-
zung dann den Gemeinschafts- oder den EPZ-Organen überlassen würde, und die
Leitlinien der Wirtschafts- sowie der Währungspolitik, deren Umsetzung einem
(mehr oder weniger) unabhängigen System Europäischer Zentralbanken obläge,
sowie die Entscheidung zum Übergang zur Endstufe der WWU35. Aus gemein-
schaftsrechtlicher Sicht dürfte hierbei von besonderer Bedeutung sein, ob die vom
Europäischen Rat zu erfüllenden Aufgaben unter dem Dach der EG oder —
weiterhin — in getrennten Säulen des Aufbauwerkes angesiedelt werden, da eine
Aufnahme des Europäischen Rates in den Reigen der vertraglichen EG-Organe
(Art. 4 EWGV) bisher nicht beabsichtigt wird. Fest steht bislang wohl nur, daß
der Europäische Rat weiterhin das oberste "EG-Entscheidungsorgan" bleibt, eine
Voraussetzung vor allem für die Zustimmung Frankreichs36 zu weiteren Integra-
tionsfortschritten. In Rom II zeichnete sich bereits ab, daß über die zukünftige
Rolle des Europäischen Rates ein Konflikt zwischen Frankreich und den anderen
Mitgliedstaaten ausbrechen könnte.
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